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Einleitung 

Die Außenwirtschaftsfreiheit ist in §1 Abs. 1 S. 1 dem Außenwirtschaftsgesetz 
(AWG) als leitender Grundsatz vorangestellt und erstreckt sich auf den durch 
das AWG geregelten Außenwirtschaftsverkehr, der als „der Waren-, Dienstlei-
stungs-, Kapital-, Zahlungs- und sonstige Wirtschaftsverkehr sowie der Verkehr 
mit Auslandswerten und Gold zwischen Gebietsansässigen" legaldefiniert wird 
(§ 1 Abs. 1 S. 1 AWG). Beschrieben wird damit das Außenwirtschaftsrecht im en-
geren Sinne. Zum Außenwirtschaftsrecht im weiteren Sinne gehören im übrigen 
(vor allem) das Zollrecht, das als eigenständige Materie mit dem Steuerrecht be-
handelt wird1, sowie alle sonstigen Vorschriften, die den Außenwirtschaftsver-
kehr aus anderen als wirtschafts-, sicherheits- und außenpolitischen Gründen re-
geln, z.B. aus Gründen des Gesundheitsschutzes, des Naturschutzes, des Kultur-
gutschutzes und der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung, die allesamt 
vom AWG nicht berührt werden (§ 1 Abs. 2 AWG). 

Regelungsziele des Außenwirtschaftsrechts sind zum einen die Erhaltung des 
außenwirtschaftlichen Gleichgewichts (vgl. § 1 StabG2) durch die Abwehr schädi-
gender Einflüsse von außen und die Förderung der deutschen Außenwirtschaft3. 
Für die Bundesrepublik ist dies von essentieller Bedeutung, da sie unter den gro-
ßen Industrienationen den höchsten Grad außenwirtschaftlicher Verflechtung 
aufweist4: Bei einem Bruttosozialprodukt von 3.506,8 Milliarden DM (1996), zu 
dem die Einfuhr 669,060 Milliarden DM und die Ausfuhr 771,913 Milliarden DM 
beitrugen5, macht der Anteil des Außenhandels (Ein- und Ausfuhren) mehr als 
41 % aus. Zum anderen dient das AWG, auf das sich die Untersuchung beschrän-
ken muß, auch als Instrument der Außen- und Sicherheitspolitik. Das AWG gibt 
dem Staat die Möglichkeit, den Außenwirtschaftsverkehr aus übergeordneten au-

1 Wenn auch dort z.T. nur kursorisch, vgl. z.B. Heinrich Wilhelm Kruse, Lehrbuch des Steuer-
rechts, Bandl : Allgemeiner Teil, S.289f.; Joachim Lang, in: Klaus Tipke/Joachim Lang, Steuer-
recht, § 8 Rn. 53-55 (S. 208); zum Zollrecht eingehend Eberhard Dorsch, Zollrecht, Kommentar. 

2 Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft vom 8.6. 1967, 
BGBl. I, S. 582 i.d.F. vom 14.9.1994, BGBl. I, S.2325, 2389. 

3 Brun-Otto Bryde, Außenwirtschaftsrecht, in: Achterberg/Püttner, Besonderes Verwaltungs-
recht, Rn.724; Wolfgang Fikentscher, Wirtschaftsrecht, Band II, S. 8. 

4 Nachweise in der Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage zum Protektionis-
mus, BT-Drs. 10/1700, S. 18; dies jüngst (1996) noch einmal betonend Brun-Otto Bryde, Außen-
wirtschaftsrecht, in: Reiner Schmidt, Öffentliches Wirtschaftsrecht, Besonderer Teil 2, § 14 Rn. 5 
(S. 490). 

5 Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 1997 für die Bundesrepublik Deutschland, 
S. 666, 283. 
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ßen- und sicherheitspolitischen Gründen im Interesse des Gemeinwohls zu be-
schränken, ihn mithin als Instrumentarium der Außen- und Sicherheitspolitik ein-
zusetzen. Letzteres veranlaßte bereits Hans Peter Ipsen 1967 dazu, sein für außen-
wirtschaftsrechtliche Fragestellungen immer noch herangezogenes Rechtsgut-
achten zum Rhodesien-Embargo unter dem Titel Außenwirtschaft und Außen-
politik' zu publizieren6. Aufgezeigt wird damit zugleich der dem AWG innewoh-
nende Konflikt zwischen den Postulaten der Wirtschafts- und Außenpolitik auf 
der einen und der dem einzelnen zukommenden Außenwirtschaftsfreiheit auf der 
anderen Seite, der sich auf die Frage zuspitzen läßt, ob die Außenwirtschaftsfrei-
heit unter dem allgemeinen Vorbehalt der politischen Erfordernisse steht. 

Obgleich dem Außenwirtschaftsverkehr eine nahezu existentielle Bedeutung 
nicht nur im gesamtwirtschaftlichen Umfeld der deutschen Wirtschaft zukommt 
- 1996 hatten Ex- und Import ein Volumen von rund 1.441 Milliarden DM7 und 
für 1997 wird sogar ein Volumen von ca. 1.640 Milliarden DM erwartet8-, ist das 
Interesse an den Problemstellungen des AWG, das neben dem Zollrecht die zen-
trale Kodifizierung des öffentlichen Außenwirtschaftsrechts darstellt, eher ge-
ring. Im juristischen Schrifttum findet das AWG nur punktuell Berücksichtigung, 
was vielleicht auch mit einer wenig ausgeprägten diesbezüglichen Judikatur zu-
sammenhängt9. Von den beiden Beiträgen von Brun-Otto Bryde10 abgesehen, be-
handeln die Lehrbücher zum Besonderen Verwaltungsrecht11, zum Wirtschafts-12 

6 Hans Peter Ipsen, Außenwirtschaft und Außenpolitik, S. 11 (unter 4). 
7 Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 1997 für die Bundesrepublik Deutschland, 

S.283. 
8 So der Präsident des Bundesverbandes des Deutschen Groß- und Außenhandels Michael 

Fuchs am 17.12. 1997 (vgl. FAZ vom 18.12. 1997, Nr. 294, S. 15). 
9 Für den auch im Mittelpunkt stehenden Bereich des Exportkontrollrechts kann dies u.a. 

darauf zurückgeführt werden, daß von bedeutenden Unternehmen nur dann Ausfuhranträge ge-
stellt werden, wenn u.a. auch nach ,Vorfühlung' bei den maßgeblichen Stellen sie der positiven 
Bescheidung relativ sicher sind. Nur so ist es zu erklären, daß gemäß den Berechnungen des Bun-
desausfuhramtes 1993 der wertmäßige Anteil abgelehnter Ausfuhranträge für Waren mit strate-
gischer Bedeutung (seinerzeit in Teil I, Abschnitte A-E der Ausfuhrliste) gemessen am Export-
volumen der Bundesrepublik Deutschland nur 0,09% betrug. Von 42023 Anträgen für alle Aus-
fuhren beschied die zuständige Behörde lediglich 369 abschlägig (vgl. Erwin Dichtl, Faktische 
Grenzen der Exportkontrolle, BB 1994,1726 [1729f.]). Eine offene (gerichtliche) Auseinander-
setzung findet daher auch vor dem Hintergrund weiterer noch zu genehmigender Ausfuhrge-
schäfte nur selten statt. 

10 Brun-Otto Bryde, Außenwirtschaftsrecht, in: Achterberg/Püttner, Besonderes Verwal-
tungsrecht, Band I (1990), S. 255-281; ders., Außenwirtschaftsrecht, in: Reiner Schmidt, Öffentli-
ches Wirtschaftsrecht, Besonderer Teil 2 (1996), §14 (S. 485-533). 

11 Vgl. insbesondere aus den großen Gesamtdarstellungen die Beiträge von Hans-Wolfgang 
Arndt, in: Steiner (Hrsg.), Besonderes Verwaltungsrecht, S. 705 (S. 806-808; Rn. 234-240) und von 
Peter Badura, in: Schmidt-Aßmann, Besonderes Verwaltungsrecht, S. 201-297 (s. dort Rn. 23). 

12 Wolfgang Fikentscher, Wirtschaftsrecht, Bandl , S.267, 318, 325; Band II, S. 7-9; 449-455; 
Hans-Joachim Mertens/Christian Kirchner/Erich Schanze, Wirtschaftsrecht, S. 274-279; Gerd 
Rinck/Eberhard Schwark, Wirtschaftsrecht, S. 288-292 (Rn. 875-885); Fritz Rittner, Wirtschafts-
recht, S. 513-524 (§25); Robert Weimar/Peter Schimikowski, Grundzüge des Wirtschaftsrechts, 
S. 305-307 (Rn. 679-682). 



Einleitung 3 

und Wirtschaftsverwaltungsrecht13 diesen Bereich - wenn überhaupt14 - nur am 
Rande. Die Kommentierungen und Einführungen zum AWG sind entweder ver-
altet15 oder - mehr oder weniger - rudimentär16. Auch das monographische Inter-
esse am AWG ist im Vergleich zu anderen Rechtsmaterien gering. Neben den zu 
einigen (wenigen) Aspekten des Außenwirtschaftsrechts erschienenen Disserta-
tionen17 stellen lediglich der 1991 erschienene praxisorientierte Grundriß von 
Ludwig Grämlich18 und das als systematische Darstellung mit Praxisschwerpunk-

13 Vgl. Ulrich Battis/Christoph Gusy, Öffentliches Wirtschaftsrecht, S. 104-106 (§712); Hans-
Jürgen Papier, Fälle zum Wahlfach Wirtschaftsverwaltungsrecht, S. 156-163 (Fall 16); Günter 
Püttner, Wirtschaftsverwaltungsrecht, S. 164-169; Rolf Stober, Handbuch des Wirtschaftsverwal-
tung«- und Umweltrechts, S. 354-357 (§22 IV 2). 

14 Keine Behandlung erfährt das Außenwirtschaftsrecht z.B. in: Peter Badura, Wirtschaftsver-
fassung und Wirtschaftsverwaltung, 1971; Hans D. Jarass, Wirtschaftsverwaltungsrecht und 
Wirtschaftsverfassungsrecht, 1984; Werner Frotscher, Wirtschaftsverfassungs- und Wirtschafts-
verwaltungsrecht, 1994; Hans-Jürgen Papier, Grundgesetz und Wirtschaftsordnung, in: Benda/ 
Maihofer/Vogel, Handbuch des Verfassungsrechts (1995), §18 (S. 799-850); Reiner Schmidt, 
Staatliche Verantwortung für die Wirtschaft, in: Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts, 
Band i i i (1988), §83 (S. 1141-1170); Ernst Steindorff, Einführung in das Wirtschaftsrecht der 
Bundesrepublik Deutschland, 1985; Willi Thiele, Wirtschaftsverfassungsrecht, 1974; Winfried 
Tilmann, Wirtschaftsrecht, 1986. 

15 Eugen Langen, Außenwirtschaftsgesetz, 1968; Heinz Friedrich Schulz (Hrsg.), Außenwirt-
schaftsrecht, 1965/1966; H. Sieg/Hans Fahning/Karl Friedrich Kölling, Außenwirtschaftsgesetz, 
1963; Karl Strauch, Außenwirtschaftsgesetz, 1969; Wolfgang Laumann, Einführung in das Au-
ßenwirtschaftsrecht, 1973. 

16 Manfred Deiters, Erläuterungen zum Außenwirtschaftsgesetz (Bearbeitung September 
1986), in: Das Deutsche Bundesrecht, Loseblattsammlung, Signatur III H. 50, S.25ff.; Hans 
Fuhrmann, Außenwirtschaftsgesetz (Bearbeitung Mai 1996), in: Erbs/Kohlhaas, Strafrechtliche 
Nebengesetze, Loseblattsammlung, Signatur A 217; Ernst Hocke/Siegfried Berwald/Heinz Die-
ter Maurer, Außenwirtschaftsrecht, Loseblattsammlung (Stand: Dezember 1996); Klaus Dieter 
Schroth, Handbuch zum Außenwirtschaftsverkehr, 1994. 

17 Zu nennen sind hier in zeitlicher Abfolge die Dissertationen von Helmut Wienholt (Die de-
visenrechtliche Genehmigung, Diss. iur. Göttingen 1964), Jürgen Linde (Außenwirtschaftsgesetz 
und zwischenstaatliche Vereinbarung, Diss. iur. Göttingen 1970), Klaus Garcke (Der Anwen-
dungsbereich des öffentlichen Außenwirtschaftsrechts, Diss. iur. Göttingen 1973), Edmund Hor-
nung (Die Zulässigkeit von Einfuhrbeschränkungen nach dem AWG und ihre Vereinbarkeit mit 
dem Europäischen Gemeinschaftsrecht, Diss. iur. Würzburg 1982), Jörg Freiherr Frank von Für-
stenwerth (Ermessensentscheidungen im Außenwirtschaftsrecht, Diss. iur. Köln 1985), Klaus 
Wolfgang Ebert (Rechtliche Beschränkungen des Technologietransfers im Außenwirtschaftsver-
kehr, Diss. iur. Hamburg 1986), Eckhart Putzier (Ermächtigungen des Außenwirtschaftsgeset-
zes, Diss. iur. Freiburg i.Br. 1987), Andre Vollbrecht (Warenverkehrslenkung nach dem Außen-
wirtschaftsgesetz im Rahmen des Europäischen Gemeinschaftsrechts, Diss. iur. Göttingen 
1987), Gernot Stenger (Das Handelsembargo im Außenwirtschaftsrecht, Diss. iur. Gießen 1988), 
Adelheid Puttler (Die völkerrechtliche Zulässigkeit von Export- und Reexportbeschränkungen, 
Diss. iur. Augsburg 1989), Marianne Janik (Sensitive Waren und Dienstleistungen im Lichte des 
europäischen Gemeinschaftsrechts - Möglichkeiten und Grenzen einer gemeinsamen Export-
kontrolle in der Europäischen Union, Diss. iur. Würzburg 1995), Ulrich Egger („Dual-use"-Wa-
ren: Exportkontrolle und EG-Vertrag, Diss. iur. Münster 1995), Stephan Laubereau (Zur Recht-
mäßigkeit von Embargoverordnungen, Diss. iur. Passau 1996) und von Thomas Lübbig (Die 
Verfolgung illegaler Exporte. Eine Untersuchung des repressiven Instrumentariums im US-
amerikanischen Export Administration Act und im deutschen Außenwirtschaftsgesetz, Diss. iur. 
FU Berlin 1996). 

18 Ludwig Grämlich, Außenwirtschaftsrecht, 1991,220 Seiten. Er beschreibt sein , Außenwirt-
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ten beschriebene, 1995 erschienene Werk von Alexander Reuter19 Ausnahmen 
dar. Bedingt durch das Irak-Embargo und durch einige zum Teil damit einherge-
hende Rüstungsexport-,Skandale' hat das Außenwirtschaftsrecht auch in ge-
meinschaftsrechtlicher Hinsicht20 literarisch einige Bewegung erfahren21. Davon 
abgesehen, sind Abhandlungen zum Außenwirtschaftsrecht nur vereinzelt zu fin-
den22, so daß das Außenwirtschaftsrecht als Teil des besonderen Verwaltungs-
rechts mit seinen verfassungs-, Völker- und europarechtlichen Implikationen 
trotz seiner eminenten Bedeutung für das exportorientierte Deutschland insge-
samt immer noch ein „juristisches Mauerblümchen-Dasein"23 fristet. 

Dies liegt sicherlich auch daran, daß dem deutschen Außenwirtschaftsrecht 
bisweilen - wenn überhaupt - nur noch eine bloße Hilfsfunktion für die Durch-
führung des Europarechts zuerkannt wird24. So wurde bereits zu Beginn der sieb-
ziger Jahre in mehreren Beiträgen das Ende des deutschen Außenwirtschafts-
rechts prophezeit; es wurde als ehemaliges partikuläres Recht25, welches „be-

schaftsrecht' selbst als Grundriß, da er ,nur' „eine notwendig eher grobschlächtige Skizze der 
wichtigsten Elemente, Mechanismen und Strukturen" beabsichtigt, die sich in ihrer Gewichtung 
an der Praxisrelevanz einzelner Themenkreise orientiert (ebd., S.6). 

19 Alexander Reuter, Außenwirtschafts- und Exportkontrollrecht Deutschland/Europäische 
Union, 1995, 534 Seiten einschließlich eines umfassenden Anhangs (S. 311-530). Die Schwer-
punkte werden bei den praxiswichtigen Bereichen Exportkontrolle, Antidumping und EU-
Recht einschließlich der Bezüge zum GATT gesetzt. 

20 Zum europäischen Exportkontrollrecht, namentlich zur dual-use-Verordnung der E G vgl. 
die Nachweise bei Hans-Michael Wolffgang, Europäisches Exportkontrollrecht, DVB1. 1996, 
277-286 (insbes. Fn. 1). 

21 Vgl. z.B. die Nachweise bei Knut Ipsen, Kriegswaffenkontrolle und Auslandsgeschäft, in: 
Festschrift für Rudolf Bernhardt (1995), S. 1041 (1042 in Fn.5). 

22 Vgl. nur das bei Brun-Otto Bryde, Außenwirtschaftsrecht, in: Reiner Schmidt, Öffentliches 
Wirtschaftsrecht, Besonderer Teil 2 (1996), § 14 (S.487), und bei Alexander Reuter, Außenwirt-
schafts- und Exportkontrollrecht Deutschland/Europäische Union (1995), S.245, erfaßte 
Schrifttum. Neben mehr .überblicksartigen' Beiträgen (Rudolf Dolzer/Matthias Hartwig, Kon-
zeption und Struktur des Außenwirtschaftsrechts, in: Dichtl/Issing, Exportnation Deutschland, 
S. 181-198; Volker Epping, Exportfreiheit und Exportkontrolle. Der staatliche Genehmigungs-
vorbehalt beim Export sensitiver Waren-Systematik und Problemfelder, DWiR 1991, 276-285; 
Ludwig Grämlich, Außenwirtschaftsrecht und allgemeines Verwaltungsrecht, JA 1989,126-134; 
Martin Weber, Grundlagen des Außenwirtschaftsrechts, JA 1990, 73-80) sind vor allem der 
grundlegende verwaltungsrechtliche Beitrag von Armin von Bogdandy, Die außenwirtschafts-
rechtliche Genehmigung: Rechtsnatur und Rechtsfolgen, VerwArch 1992, 53-96, sowie z.B. die 
weiterhin aktuellen Aufsätze von Klaus-Jürgen Kuss, Gesetzestechnische Mängel und Rechts-
schutzmängel im Außenwirtschaftsrecht, Die Verwaltung 22 (1989), 57-74, und von Oliver Re-
mien, Außenwirtschaftsrecht in kollisionsrechtlicher Sicht, RabelsZ 54 (1990), 431-479, zu nen-
nen. Vgl. auch die Beiträge in Hartmut Bebermeyer (Hrsg.), Deutsche Ausfuhrkontrolle 1992, 
Rechts- und Verfahrensvorschriften für den Export von Rüstungsgütern, 1992. 

23 Ludwig Grämlich, Außenwirtschaftsrecht und allgemeines Verwaltungsrecht, JA 1989,126; 
ebenso ders., Außenwirtschaftsrecht, S. V, und Andre Vollbrecht, Warenverkehrslenkung nach 
dem Außenwirtschaftsgesetz im Rahmen des Europäischen Gemeinschaftsrechts, S. 22. 

24 Vgl. nur Brun-Otto Bryde, in: Achterberg/Püttner, Besonderes Verwaltungsrecht, Bandl , 
Rn.730, und Martin Weber, Grundlagen des Außenwirtschaftsrechts, JA 1990, 73 (74). 

25 So vor allem Gerold Schmidt, Die Europäische Gemeinschaft als „Nation" im gemein-
schaftlichen Zoll- und Außenwirtschaftsrecht, Z f Z 1973,375 (379); ders., Neues gemeinschaftli-
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kanntlich materiell nicht mehr in Kraft sei"26, bezeichnet. Wohl auch demzufolge 
widmet sich das europarechtliche Schrifttum dem deutschen Außenwirtschafts-
recht allenfalls beiläufig27. 

Auch wenn die wirtschaftspolitischen Kompetenzen des Außenwirtschaftsver-
kehrs sowohl im Verhältnis zwischen den EU-Mitgliedstaaten als auch im Ver-
hältnis zu Drittstaaten in weiten Teilen auf die Europäischen Gemeinschaften 
übergegangen sind, ist das AWG keineswegs bedeutungslos, wie die erst jüngst 
vom EuGH im Vorabentscheidungsverfahren entschiedenen Vorlagen des LG 
Darmstadt in der Rechtssache ,Leifer'28 und des VG Frankfurt am Main in der 
Rechtssache ,Werner'29 belegen. In beiden Verfahren - das eine betraf ein Straf-
verfahren wegen ungenehmigter Ausfuhren in den Irak, das andere die Klage auf 
Erteilung einer Ausfuhrgenehmigung in den Irak - stand die im Ergebnis bejahte 
Frage im Mittelpunkt, ob außen- und sicherheitspolitisch begründete AWG-Aus-
fuhrbeschränkungen mit Art. 113 EGV vereinbar sind. Desweiteren sei noch der 
,Samarra-Fall' in Erinnerung gerufen, der die Finanz-, Verwaltungs- und Verfas-
sungsgerichtsbarkeit über ein Jahrzehnt beschäftigt hat30, so daß sich schließlich 
sogar der Gesetzgeber zum Tätigwerden veranlaßt sah31. Diese Judikate belegen 
zugleich, daß trotz der nicht zu bestreitenden Bedeutung des Gemeinschafts-
rechts für den deutschen Außenwirtschaftsverkehr es für die im AWG geregelten 
Instrumentarien nach wie vor Anwendungsfälle in nationaler Regelungskompe-
tenz gibt. Ein Großteil der gemeinschaftsrechtlichen Verpflichtungen der Bun-
desrepublik Deutschland wird weiterhin mit dem im AWG und der Außenwirt-
schaftsverordnung (AWV) niedergelegten außenwirtschaftsrechtlichen Instru-
mentarium erfüllt und begegnet dem Marktbürger daher in Gestalt des deut-
schen Außenwirtschaftsrechts32. Schließlich zeigt der eskalierende Konflikt um 

ches Außenwirtschaftsrecht, Die Ratsentscheidung 72/455/EWG vom 19.12. 1972, RIW/AWD 
1973, 361. 

26 Gerold Schmidt, Zum Ende des deutschen Außenwirtschaftsrechts im europäischen Agrar-
recht, AgrarR 1974, 215. 

27 Rainer Arnold, Außenhandelsrecht, in: Dauses, Handbuch des EG-Wirtschaftsrechts, K.I 
(Bearbeitung 1994) Rn.19; Christoph Vedder, in: Grabitz/Hilf, Art. 113 E W G V (Stand: 2. 
GrdLfg.) Rn. 11. 

28 E u G H E 1995,1-3231ff.; der Vorlagebeschluß des LG Darmstadt ist abgedruckt in EuZW 
1994,447. 

29 E u G H E 1995,1-3189f£; der Vorlagebeschluß des VG Frankfurt am Main ist abgedruckt in 
EuZW 1994,380 = NVwZ 1995, 619. 

30 In dem Fall ging es um Teile für Maschinen und Apparate für eine Versuchsanlage der che-
mischen Industrie in Samarra/Irak, deren Abfertigung zur Ausfuhr vom zuständigen Zollamt ab-
gelehnt wurde, weil die Teile möglicherweise geeignet seien, direkt oder indirekt zur Herstellung 
von Kampfgas verwendet zu werden, vgl. zum Sachverhalt zuletzt BVerfGE 91,148 (insbes. 154). 
Mit dem Fall waren (nacheinander) befaßt: HessFG, NJW 1985,1726ff.; der BFH, vgl. BVerfGE 
91,148 (155); VG Darmstadt, NJW 1988,2198ff.; HessVGH, NJW 1990,2704ff.; BVerwGE 89, 
121ff.; BVerfGE 91, 148ff. 

31 Vgl. das 5. Gesetz zur Änderung des AWG v. 20.7.1990, BGBl. 1,1457; vgl. hierzu BT-Drs. 
11/7218 und BR-Drs. 615/88. 

32 Brun-Otto Bryde, Außenwirtschaftsrecht, in: Achterberg/Püttner, Besonderes Verwal-
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die gegen den Widerstand Deutschlands verabschiedete EG-Bananenmarktord-
nung auf, daß neben den im GATT begründeten völkerrechtlichen Implikationen 
vor allem den grundgesetzlichen Garantien der Außenwirtschaftsfreiheit eine 
zentrale Bedeutung für das deutsche Außenwirtschaftsrecht gerade im Verhält-
nis zum Gemeinschafts- bzw. Unionsrecht33 zukommt. 

Die Untersuchung ist wirtschaftsverfassungsrechtlich angelegt. Entgegen ei-
nem allgemein zu verzeichnenden Trend, bei grenzüberschreitenden Studien ei-
nen gemeinschaftsrechtlichen Ansatz zu wählen, der bezogen auf den Untersu-
chungsgegenstand durch die 1994 von Eberhard Grabitz, Armin von Bogdandy 
und Martin Nettesheim herausgegebene, umfassende Studie des Europäischen 
Außenwirtschaftsrechts34 seine Grundlegung erfahren hat, ist es das erkenntnis-
leitende Ziel dieser Untersuchung, ausgehend von dem leitenden Grundsatz der 
Außenwirtschaftsfreiheit eine verfassungsdogmatische Grundlegung des AWG 
zu leisten. Daß dieser Ansatz durchaus zeitgemäß und nicht überholt ist, zeigen 
nicht nur das Maastricht-Urteil des BVerfG35, sondern auch die keineswegs über-
zeugenden Voten für die EU bei den Volksabstimmungen anläßlich der Ratifizie-
rung der Maastricht I-Vereinbarungen, durch die die zeitweise euphorische Stim-
mung bei der Fortentwicklung der europäischen Integration einen deutlichen 
Dämpfer erfahren hat. Die zwiespältige Diskussion um die Fortentwicklung der 
EU (,Maastricht II, Vertrag von Amsterdam') sowie die Erfüllung der Konver-
genzkriterien (vgl. Art. 109j Abs. 1 EGV) für den Eintritt in die spätestens zum 1. 
Januar 1999 angestrebte dritte Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion 
(Art. 109j Abs. 4 S. 1 EGV) sind hierfür weitere aktuelle Beispiele. Außenwirt-
schaftsrechtlich spiegelt sich dieser Befund in der am 1. Juli 1995 in Kraft getrete-
nen sog. EG-dual-use-Verordnung wider: Entgegen der schlagwortartigen Be-
zeichnung setzt sich die dual-use-Verordnung aus zwei selbständigen Rechtsak-
ten zusammen, die aufeinander Bezug nehmen und gleichzeitig in Kraft getreten 
sind. Die eigentliche Verordnung mit den Genehmigungstatbeständen findet ihre 
Rechtsgrundlage in Art. 113 EGV36, während die Essentialien, die Liste der ge-
nehmigungsbedürftigen Güter, die Länderliste und die Liste der Leitlinien für 
Genehmigungen, die über die tatsächliche Reichweite dieses Regelungsinstru-
ments bestimmen, als Gemeinsame Aktion im Rahmen der GASP durch einen 

tungsrecht, Rn.731; Andre Vollbrecht, Warenverkehrslenkung nach dem Außenwirtschaftsge-
setz im Rahmen des Europäischen Gemeinschaftsrechts, S. 276ff. 

33 Zu den Begrifflichkeiten und ihrem Wandel Armin von Bogdandy/Martin Nettesheim, Die 
Verschmelzung der Europäischen Gemeinschaften in der Europäischen Union, NJW 1995, 
2324ff. 

34 Eberhard Grabitz/Armin von Bogdandy/Martin Nettesheim, Europäisches Außenwirt-
schaftsrecht. Der Zugang zum Binnenmarkt: Primärrecht, Handelsschutzrecht und Außen-
aspekte der Binnenmarktharmonisierung, 1994, 696 Seiten. 

35 BVerfGE 89, 155 ff. 
36 VO (EG) 3381/94 v. 19.12.1994, ABl. L 367/1, geändert durch VO 837/95 v. 10.4.1995, ABl. 

L 90/1. 
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Beschluß der Mitgliedstaaten nach Art. J.3. E U V erlassen wurden37. Mit dieser 
Konstruktion haben sich die Mitgliedstaaten über die für einen solchen Beschluß 
erforderliche Einstimmigkeit ihren von unterschiedlichen nationalen Interessen 
geprägten letztlich maßgeblichen Einfluß gesichert. Dies beweist die Zwiespäl-
tigkeit, die einerseits durch den Harmonisierungswillen, andererseits aber auch 
durch die Souveränitätsvorstellungen der Mitgliedstaaten getragen ist. Daß diese 
Entwicklung keineswegs an dem bisher als Motor der Gemeinschaft bezeichne-
ten E u G H vorbeigegangen ist, ist unübersehbar. Dies belegen nachdrücklich ins-
besondere die bereits oben genannten, auf Vorlage des LG Darmstadt und des 
VG Frankfurt ergangenen Urteile des EuGH in den Rechtssachen ,Leifer' und 
,Werner' vom 17. Oktober 1995 sowie das WTO-Gutachten des E u G H vom 15. 
November 199438, in denen anscheinend die Kritik an der mangelnden Rück-
sichtnahme der bisher betont gemeinschaftsfreundlichen Rechtsprechung des 
E u G H auf die Belange der Mitgliedstaaten Wirkung zeigt39. So hat der E u G H in 
Abkehr von seiner eher die Kompetenzen der Gemeinschaft erweiternden Judi-
katur in den beiden Vorabentscheidungen den in die ausschließliche Gemein-
schaftskompetenz des Art. 113 EGV einbezogenen außen- und sicherheitspoliti-
schen Bereich über ein weites Verständnis des Begriffs der öffentlichen Sicher-
heit in den nationalen Schutzklauseln den Mitgliedstaaten belassen; in seinem 
WTO-Gutachten ist der EuGH noch darüber hinausgegangen, indem er zugun-
sten der mitgliedstaatlichen Kompetenzen mit seiner im AETR-Urteil40 begrün-
deten Doktrin der Einheit von Innen- und Außenkompetenz, die er noch durch 
das ILO-Gutachten vom 19. März 1993 bestätigt hatte41, gebrochen hat42. Damit 
soll keineswegs die Bedeutung des Gemeinschaftsrechts für das deutsche Außen-
wirtschaftsrecht in Abrede gestellt werden. Gleichwohl offenbart der aktuell von 
den deutschen Gerichten43 und dem EuGH4 4 ausgetragene und eskalierte ,Bana-
nenkonflikt' die weiterhin essentielle Bedeutung der grundrechtsdominierten 
Staatsstruktur des Grundgesetzes auch im Außenwirtschaftsrecht und gegenüber 
der Europäischen Union. 

37 GASP-Beschluß 94/942 v. 19.12. 1994, ABl. L 367/8, zuletzt geändert durch die GASP-Be-
schlüsse 95/127 und 128 v. 10.4. 1995, ABl. L 90/2, 96/613 vom 22.10. 1996, ABl. L 278/1, 97/419 
vom 26.6. 1997, ABl. L 178/1. 

38 E u G H E 1994,1-5267ff. 
39 Dies ebenfalls vermutend Rudolf Geiger, Vertragsschlußkompetenzen der Europäischen 

Gemeinschaft und auswärtige Gewalt der Mitgliedstaaten, JZ 1995, 973 (981). 
40 E u G H E 1971, 263 (275). 
41 ABl. E G Nr. C 109 vom 19.4.1993,1 (7, Rn.7). 
42 Eingehend Oliver Dörr, Die Entwicklung der ungeschriebenen Außenkompetenzen der 

EG, EuZW 1996,39^13 und Rudolf Geiger, Vertragsschlußkompetenzen der Europäischen Ge-
meinschaft und auswärtige Gewalt der Mitgliedstaaten, JZ 1995, 973-982. 

43 BVerfG, NJW 1995, 950f.= EuZW 1995, 126f.; BVerfG, EuZW 1995, 412f.; BFH, EuZW 
1996, 12ff.; FG Hamburg, EuZW 1995, 413ff.; siehe auch HessVGH, NVwZ 1995, 612ff.; VG 
Frankfurt, EuZW 1997,182ff. 

44 E u G H E 1994,1-4973ff.; 1995,1-3799ff., 1995,1-3761ff.; 1995,1-4533ff.; E u G H (Rs. C-9/95 u. 
C-156/95), EuZW 1997, 313ff. 
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Vor dem Hintergrund und auf der Basis der Maßgaben des BVerfG im Maas-
tricht-Urteil wird bewußt ein verfassungsrechtlicher Ansatz gewählt, der ausge-
hend von der grundrechtsdogmatischen Verortung der in § 1 Abs. 1 S. 1 AWG ein-
fachgesetzlich explizit kodifizierten Außenwirtschaftsfreiheit, des tragenden 
Grundsatzes des Außenwirtschaftsrechts, den grundlegenden (wirtschafts-) ver-
fassungsrechtlichen Fragestellungen im Bereich des AWG nachgeht. Dazu ist die 
vielschichtige Regelungssystematik des AWG in ihren Rechtswirkungen zu ana-
lysieren und im Hinblick auf ihren Beitrag zur Sicherung des bereits einfachge-
setzlich postulierten Ziels der Außenwirtschaftsfreiheit zu würdigen, um Ziel, In-
halt und Umfang der Außenwirtschaftsfreiheit zu bestimmen. Dem AWG als Teil 
des Besonderen Verwaltungsrechts wird, wenn man so will, in erster Linie der 
,Mantel' des Verfassungsrechts übergeworfen, um der Frage nachzugehen, ob 
und wie das AWG den Maßgaben des Verfassungsrechts Rechnung trägt. Da die 
Europäischen Gemeinschaften in weiten Bereichen die ausschließliche Zustän-
digkeit auf dem Gebiet der Außenhandelspolitik beanspruchen, kann die Unter-
suchung sich nicht auf die Betrachtung der einschlägigen nationalen Rechtsrege-
lungen beschränken, sondern hat trotz des verfassungsrechtlichen Schwerpunkts 
neben völkerrechtlichen Vorgaben insbesondere europarechtliche Implikatio-
nen zu berücksichtigen. 



Erster Teil 

Verfassungsrechtliche Vorgaben für die 
Außenwirtschaftsfreiheit 

Die verfassungsrechtlichen Vorgaben für die Außenwirtschaftsfreiheit, die nach 
der amtlichen Überschrift des § 1 AWG als „Grundsatz" dem AWG in § 1 Abs. 1 
S. 1 vorangestellt ist, ergeben sich in erster Linie aus den Grundrechten. Ausweis-
lich der Begründung des Regierungsentwurfs zum AWG soll die Betonung der 
Außenwirtschaftsfreiheit im AWG „den Leitgedanken der Artikel 2 Abs. 1, Arti-
kel 12 Abs. 1, Artikel 14 GG, die Freiheit der wirtschaftlichen Betätigung im Rah-
men der verfassungsmäßigen Ordnung zu gewährleisten, für das Gebiet des Au-
ßenwirtschaftsverkehrs besonders herausstellen."1 Schon die Reihenfolge der zi-
tierten Grundrechtsartikel sowie die Begrenzung auf drei Grundrechte werfen 
die Frage der grundrechtsdogmatischen Verortung der Außenwirtschaftsfreiheit 
auf: 

- Ist etwa Art. 2 Abs. 1 G G das Basisgrundrecht der Außenwirtschaftsfreiheit? 
- Kommen hinsichtlich der grundrechtsdogmatischen Verankerung nur die drei 

in der Begründung des Regierungsentwurfs genannten Grundrechte zum Tra-
gen? 

- In welchem Verhältnis stehen die thematisierten Freiheitsgrundrechte zu 
Art. 2 Abs. 1 GG? 

- Kommt der in § 1 Abs. 1S. 1 AWG niedergelegten Außenwirtschaftsfreiheit an-
gesichts der grundrechtlichen Gewährleistung nur noch deklaratorische Be-
deutung zu? 

Neben der sich an die grundrechtsdogmatische Verortung (A.) anschließen-
den, vor allem in gemeinschaftsrechtlicher Hinsicht virulenten Problematik, wer 
Träger der grundrechtlich gewährleisteten Außenwirtschaftsfreiheit ist (B.), stellt 
sich insbesondere noch die Frage der grundrechtlichen ,Wirkkraft' der Außen-
wirtschaftsfreiheit (C.). Angesichts des Charakters des AWG als Ermächtigungs-
gesetz für Eingriffe in die im Grundsatz gewährleistete Außenwirtschaftsfreiheit 
steht dabei zwangsläufig die Frage im Mittelpunkt, ob die Besonderheiten des 
,Außenbezugs' der außenwirtschaftlichen Tätigkeiten eine im Vergleich zu rei-
nen Inlandssachverhalten stärkere Beschränkung der grundrechtlichen Freiheit 
im ,Außenbereich' rechtfertigen. 

1 BT-Drs. III/1285, S. 231. 



A. Die grundrechtsdogmatische Verortung 
der Außenwirtschaftsfreiheit 

Während die Begründung des Regierungsentwurfs den grundrechtlichen Ansatz 
der Außenwirtschaftsfreiheit - freilich pauschal - auf die „Leitgedanken" der 
Art. 2 Abs. 1,12 Abs. 1 und 14 GG stützte2, versteht Hans Peter Ipsen die Außen-
wirtschaftsfreiheit als eine Seite der Wirtschaftsfreiheit3. Die Wirtschaftsfreiheit 
wiederum definiert er - orientiert an der sog. ,Elfes'-Entscheidung des BVerfG 4 

- als „ein durch Art. 2 Abs. 1 GG gewährleistetes Grundrecht, das sich nicht in der 
Addition oder Einzelausprägung der dekliniert gewährten Einzelgrundrechte er-
schöpft, also etwa der Eigentumsgewährleistung, der Berufsfreiheit, der Freiheit 
von Vergemeinschaftung oder auch der - ebenfalls in Art. 2 Abs. 1 enthaltenen -
Vertragsfreiheit"5. Demgegenüber hat das BVerfG unmittelbar vor Verkündung 
des AWG zur besatzungsrechtlichen Devisenbewirtschaftung die verfassungs-
rechtliche Forderung grundsätzlicher Freiheit des Außenhandels postuliert6 und 

2 Ebd. 
3 Hans Peter Ipsen, Außenwirtschaft und Außenpolitik, Rechtsgutachten zum Rhodesien-

Embargo, S.52f.; dem folgend Klaus-Jürgen Kuss, Gesetzestechnische Mängel und Rechts-
schutzlücken im Außenwirtschaftsverkehr, Die Verwaltung 22 (1989), 55 (58). 

4 BVerfGE 6, 32 (42) 
5 Hans Peter Ipsen, Rechtsfragen der Wirtschaftsplanung, in: Joseph H. Kaiser, Planung II, 

Begriff und Institut des Plans, S.63 (95ff.); ders., Außenwirtschaft und Außenpolitik, Rechtsgut-
achten zum Rhodesien-Embargo, S.52f.; ders., Gesetzliche Bevorratungspflicht Privater, A Ö R 
90 (1965), 393 (430£); ders., Verwaltung durch Subventionen, VVDStRL 25 (1967), 257 (302); 
ders., Europäisches Gemeinschaftsrecht, S.722; ders., Kartellrechtliche Preiskontrolle als Ver-
fassungsfrage, S. 79ff.; ders., Subventionen, in: Isensee/Kirchhof, HStR, Band IV, § 92 Rn.71; dem 
folgend Klaus-Jürgen Kuss, ebd.; Martin Hoffmann, Der grundrechtliche Schutz der marktwirt-
schaftlichen Unternehmenstätigkeit und der gesellschaftsrechtlichen Unternehmensorganisa-
tion durch die „Unternehmensfreiheit", S. 126-128; ders., Staatliche Wirtschaftsregulierung und 
grundrechtlicher Schutz der Unternehmensfreiheit durch Art. 12 Abs. 1 GG und Art. 2 Abs. 1 
GG, BB 1995, 53 (53, 56ff.). Zumindest ähnlich: Ernst Rudolf Huber, Der Streit um das Wirt-
schaftsverfassungsrecht, D Ö V 1956,135; Hans Carl Nipperdey/Cünther Wiese, Freie Entfaltung 
der Persönlichkeit, in: Bettermann/Nipperdey, Die Grundrechte, Band IV/2, S. 741 (879); Micha-
el Antoni, in: Seifert/Hömig, Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, Art. 2 Rn. 6; Pe-
ter Badura/Fritz Rittner/Bernd Rüthers, Mitbestimmungsgesetz 1976 und Grundgesetz, S.232; 
Kurt Ballerstedt, Wirtschaftsverfassungsrecht, in: Bettermann/Nipperdey/Scheuner, Die Grund-
rechte, BandIII/1, 1 (69-72); Peter Pernthaler, Qualifizierte Mitbestimmung und Verfassungs-
recht, S. 151; jüngst auch Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Band 
III/2, §92 IV 3 c (S. 1401). 

6 BVerfGE 12, 281 (294). 
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Änderungsvorbehaltsverordnung 417,429, 

420 
Annäherungs-Rechtsprechung 209ff., 223, 

381,429 
Anspruch auf Aufhebung außenwirtschaftli-

cher Beschränkungen 533ff., 549ff. 
- Anspruch auf Verordnungserlaß 534f. 
- Beobachtungspflicht 549 
- Bundestag als Anspruchsgegner 545ff. 
- Durchbrechung des Aufhebungsgebots 

543 
- Exekutive als Anspruchsgegner 533 ff. 
- Korrekturpflicht 549 
- Nachbesserungspflicht 549 
- Normerlaßklage 538f., 543 
Anspruch auf Beschränkung des Außenwirt-

schaftsverkehrs 554 (Fn. 117) 
Anspruch auf Handelsfreiheit 596 
Antiboykottgesetz (Irak) 251 
Antidumpingverordnung (ADV) 294, 569, 

571 
Antisubventionsverordnung (ASV) 294,570 
Anwendungsbereich 191,194f„ 221,229, 

236,296, 484 
Anwendungsvorrang 173f., 204, 517 

(Fn. 125), 525, 531, s. Vorrang des Gemein-
schaftsrechts 

Apothekenurteil 11, 68 
Arbeitnehmerfreizügigkeit 562f. 
Aufenthaltsfreiheit 108ff., 134f., 564 
Aufhebung (VA) 258ff. 
Aufhebungsgebot 533ff., s. Anspruch auf 

Aufhebung 
Aufhebungsgebot, Durchbrechung 543 
Aufhebungsverlangen 300,375,403,412, 

428, 401, 545 
Aufhebungsvorbehalt 300,395, 398ff. 
Aufopferung 96ff., 256f. 
Ausbrechende Rechtsakte 198f., 325ff., 518, 

583 (Fn. 143), 606 (Fn.71), s. ultra-vires-
Handeln 

Nicht berücksichtigt sind Entscheidungen, die nur im Fußnotenbereich Erwähnung gefun-
den haben. 
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Ausfuhr 
- Ausfuhr (EG) 521, 561, 572ff., 595 
- Ausfuhrantrag 2 (Fn.9), 264f., 487 
- Ausfuhrbürgschaften 252 
- Ausfuhrgarantien 252,263 
- Ausfuhrgewährleistung, staatliche 250ff., 

s. Hermes-Deckung 
- Ausfuhrliste 97, 246, 266, 372, 399, 403f., 

430,438,455f., 458,521, 522f. 
- Ausfuhrnaher Zeitpunkt 264ff. 
- Ausfuhrrisiko 251 ff., 256, s. Risiko 
- Ausfuhrverordnung (VO 2603/69) 292f„ 

298, 572ff., 595 
- Ausfuhrvertrag 430 
Ausgestaltungsspielraum 384 
Ausgleichspflichtige Inhaltsbestimmung 

508ff., 531 
- bergrechtliches Vorkaufsrecht, Entschei-

dung 498, 510,512 
- Feldmühlenentscheidung 510 
- Härtefall 511 f. 
- Pflichtexemplar-Entscheidung 510,512 
- salvatorische Entschädigungsklausel 513 

(Fn. 109) 
- Überleitungsproblematik 509ff., s. Über-

leitung 
Ausländer 165ff., 596, 598, 624 
Ausländische juristische Personen 180ff. 
Auslandsdeutsche 480,479 
Auslegung 
- Auslegungsmethoden 40,313,326 
- europarechtskonforme Auslegung/Reduk-

tion 175,183 
- grundrechtskonforme Auslegung 230 
- harmonisierende Auslegung 

(EMRK) 138,578 
- in dubio pro liberiate 244f. 
- menschenrechtskonforme Auslegung 

139ff. 
- objektiver Auslegungsansatz 228,331,518 
- verfassungskonforme Auslegung 141, 371 
- völkerrechtsfreundliche Auslegung 136ff., 

203 ff., 212ff. 
Ausreisefreiheit 67,107,121,124ff., 129ff„ 

134f„ 140ff., 163, 564 
Aussagegenehmigung 390 
Außenhandelsstatistik 97 
Außenpolitik 2,221,248f., 265,266f., 274, 

293,300, 330,358ff., 369,373,375ff., 379ff., 
389f., 394f., 412,466f., 473f., 476 

Außenpolitische Handlungsfähigkeit 299f., 
306, 330,363, 379ff., 207ff. 

Außenwirtschaftliches Gleichgewicht 1, 237, 
274ff. 

Außenwirtschaftliches Risiko s. Risiko 
Außenwirtschaftsrechtliche Genehmigung 

s. Genehmigung 
Außervertragliche Haftung 588ff. 
Auswanderungsfreiheit 131 (Fn.715), 132ff. 
Auswärtige Beziehungen, Pflege der 221, 

237, 355ff., 467 
- Störung 360ff. 
Ausweisung 597, 624 

Bananenmarktordnung 6,7,230,582ff. , 
605 ff. 

- Bananenstreit 7,581ff., 606 (Fn.71), 611, 
616 

- Bananen-Beschluß (BVerfG) 230, 518, 
551 (Fn. 101), 581 ff., 606 (Fn.71) 

- Bananenurteil (EuGH) 581ff., 604ff. 
- Panel-Entscheidung (GATT) 611, 612 

(Fn. 89) 
Bardepotpflicht 289,291,299,428, 545 
Begleitrechte 564, s. Dienstleistungsfreiheit 
Beobachtungspflicht 549 
Berufsfreiheit 10,45f., 49f., 53, 56, 68ff., 105, 

l l l f . , 116,118,150,152,162f., 170ff., 185, 
399, 576ff„ 597 

Berufsregelnde Tendenz 54, 57,68ff. 
Beschränkung abgeschlossener Verträge 90, 

243, 247,491ff., 531f. 
- gemeinschaftsrechtliche determinierte Be-

schränkungen 514ff. 
Beschränkungsmöglichkeiten AWG 289ff. 
- allgemeine Beschränkungsmöglichkeiten 

289ff. 
- besondere Beschränkungsmöglichkeiten 

289ff. 
- Beschränkungszwecke 289ff. 
- Konkurrenz 291 f. 
Beschränkungstechnik AWG 240, 288f., 430 
Bestandsschutz 82, 87, 511,150,257,263, 

510f., s. Vertrauensschutz 
Bestimmtheit 
- Bestimmtheitsgebot, allgemeines 240, 

405 f., 429,466ff., 470ff„ 476 
- Bestimmtheitsgebot, strafrechtliches 318, 

345, 382,429f., 469 
- Bestimmtheitstrias/Art. 80 Abs. 1 S.2 

G G 298ff., 389ff., 405f., 466,468f., 473, 
475,479 

- Gemeinschaftsrecht 568, 574 
Beurteilungsspielraum 337, 382ff., 571, 587, 

s. Einschätzungsprärogative 
- Beurteilungsspielraum und Grundrechte 

392f. 
- funktionell-rechtlicher Ansatz 393 
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- rechtstatsächlicher Beurteilungsspielraum 
389ff. 

- Rechtsschutz 395 
- unbestimmter Rechtsbegriff s. Rechtsbe-

griff, unbestimmter 
- Gemeinschaftsorgane s. Ermessensspiel-

raum und Gemeinschaftsorgane 
Bill of rights 30 
Binnenmarkt (EGV) 560, 572, 574, 598 
Blankettnorm 378 
Bundesausfuhramt 101,238 
Bundesfinanzverwaltung 238 
Bundesgrenzschutz 238 
Bundesrat, Mitwirkung 
- Bundestreue 414 
- Einspruchsbefugnis 375 
- Mitwirkung 306,375, 394,414f., 428,436f. 
- Selbstpreisgabe des Bundesrates 415f. 
- Zustimmungspflichtigkeit 306, 413ff„ 418, 

452f. 
Bundesstaatsprinzip 237ff. 
Bundestreue 414 
BVerfG 
- Adria/AWACS/Somalia-Urteil 41 

(Fn.217), 160, 358f.,393f. 
- Annäherungs-Rechtsprechung 209ff., 223, 

381, 429 
- Apothekenurteil 11, 68 
- Arbeitnehmerüberlassung 83 
- Ausgleichsabgabe 155 
- Bananen-Beschluß 230, 518, 551 (Fn. 101), 

581ff., 606 (Fn.71) 
- bergrechtliches Vorkaufsrecht 498, 510, 

512 
- Berufszugangsprüfungsentscheidungen 

384,389 
- C-Waffen 380, 550, 552 
- Deichordnungsurteil 408 
- Devisenbewirtschaftungsgesetz-Beschluß 

68 
- Einheitswertentscheidung 94 
- Elfes-Urteil 10,14,19, 28 (Fn.l38),40, 63, 

107,130 
- Erdölbevorratung 77 
- Eurocontrol-I-Beschluß 193ff., 203 
- Feldmühlenentscheidung 510 
- Grundlagenvertragsurteil 482 
- Investitionshilfe-Urteil 56 
- Kapazitätsverordnungsentscheidung 384 
- Konjunkturzuschlagsurteil 283 
- Lastenausgleichs-Entscheidung 441 f. 
- Lüth-Urteil 127,550 
- Maastricht-Urteil 6, 8,193ff., 204ff., 

225ff., 359,394,428,581f. 

- Mitbestimmungs-Urteil 56,143 
- Mutzenbacher-Entscheidung 384 
- Nachrüstungsentscheidung 380, 393 
- Naßauskiesungsbeschluß 76,81,117,497, 

499,510, 531 
- Numerus-clausus-Urteil 409 
- Organstreitverfahren 547 
- Pflichtexemplar-Entscheidung 510, 512 
- Preisgesetz-Beschluß 400, 418f. 
- Prüfungsentscheidungen 384, 389 
- Reiten im Waide-Beschluß 14,25 
- Privatgrundschulentscheidung 382, 384f., 

388, 392f., 395 
- Saar-Urteil 209ff. 
- Samarra-Fall 317 
- Sasbach-Beschluß 388 
- Schulausschluß-Entscheidung 303, 305 
- Sexualkundebeschluß 302 
- Solange-I-Beschluß 195ff„ 204ff„ 225ff. 
- Solange-II-Beschluß 195ff., 205ff., 225ff. 
- Staatsverschuldungsurteil 275, 277 
- Südweststaat-Urteil 154 
- Tierpräparatoren-Urteil 71 
- Weinlagennamen-Entscheidung 75 
- Wiederherstellung der Deutschen Ein-

heit 209 
- Zweitregister-Urteil 192f., 208ff., 380, 552 
BVerwG 
- Verklappungsgenehmigung 86 
- Samarra-Fall 318 

Cassis-Rechtsprechung 294, 562 
Chancen 76, 80ff., 578, s. Eigentumsfreiheit 
Clausula rebus sie stantibus 549 
CoCom 341,353 
C-Waffen-Beschluß 380, 550,552 

Daseinsvorsorge 281 
Dassonville-Formel 561 f. 
Deckungszusage 253, s. Hermes-Deckung 
Déclaration des droits de l 'homme et du ci-

toyen 31 
Delegation/Delegationsverbot 301, 308, 310, 

317,378, 398,416,418ff„ 423,449f. 
- Delegationsschranken 310 
- delegationsrechtliches Bestimmtheitsge-

bot 313, 315, 407, s. Parlamentsvorbehalt 
- konservierende Delegation 416 
- versteckte Delegation 302,314 
Demokratieprinzip 159,161,237, 306, 308, 

359,380, 394,403,405ff„ 411,435ff„ 448 
- Identitätsformel 238, 435f. 
Depotsatz 545, s. Bardepotpflicht 
Devisenbewirtschaftung 8,10, 68 
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Dienstleistungen 45,50, 93,108,120ff., 134, 
163, 216, 277, 290, 295f., 477ff., 528, 563, 
570,572,601 

Dienstleistungsfreiheit 170,183, 295f., 528, 
561,563 f. 

- aktive Dienstleistungsfreiheit 563 
- Begleitrechte 564 
- Dienstleistungshandel, Abkommen über 

(GATS) 600 
- Korrespondenzdienstleistung 295, 563 
- passive Dienstleistungsfreiheit 563 
Diplomatischer Schutz, Anspruch auf 192f. 
Diskriminierungsverbot (GATT) 608 
Diskriminierungsverbote, gemeinschafts-

rechtliche 170ff„ 563f., 590 
Dispute Settlement Understanding (DSU) 

61 Iff. 
Doppelte Grundrechtsloyalität 197 
Drei-Elemente-Lehre 207,341 
Drei-Stufen-Modell der Grundrechte 19 
Drei-Stufen-Theorie 105, 305, s. Apotheken-

urteil und Stufentheorie 
Dual-use 477 
- Dual-use-Güter 292, 372 
- Dual-use-Verordnung (VO 3381/94) 6, 

520, 573 ff. 
Dumping 294, 569, 571,598, 600, 608ff. 

Effektiver Rechtsschutz 148,228, 385, 391, 
470,473, 538ff„ 583 (Fn. 143) 

Effektivität des Gemeinschaftsrechts 68, 200 
Effektivität des Systems kollektiver Sicher-

heit 327 
Eigentumsfreiheit 73ff., 184, 220, 255, 496ff., 

576ff. 
- Aufopferung 96 ff. 
- Bestandsschutz 87 
- Blinkleuchten-Entscheidung 85 
- Chancen 76, 80ff„ 578 
- Einheitswertentscheidung 94 
- Enteignung s. Enteignung 
- enteignungsgleicher Eingriff 96f. 
- Erwerbswirtschaftlicher Substanzschutz 

88 
- Forderung 901,5781,593 
- Freiheit und Eigentum-Formel 309 
- Geschäftsverbindungen 76, 80ff. 
- Gesetzesvorbehalt 220 
- Gewerbebetrieb, eingerichteter und ausge-

übter 74ff., 578 
- Genehmigung, außenwirtschaftsrechtliche 

97 ff., 257ff., 478ff. 
Negativbescheinigung 101 ff. 

- - Nullbescheid 101 (Fn.549) 

- - Voranfrage 101 (Fn.549) 
- Grundrechtskonkurrenz 103 ff. 
- Inhaltsbestimmung s. Enteignung 
- Knäckebrot-Fall 85 
- Kundenstamm 76,80ff. 
- Lagevorteil 76, 80ff. 
- Märchenfilm-Entscheidung 85 
- Marktstellung 76 
- Naßauskiesungsbeschluß 76,81,117,497, 

499,510,531 
- Unternehmensbewertung 78 
- Substitutionsfunktion 95 
- Vermögen 76,79, 84, 93ff., 107,152 
- Vertragsbeziehungen in ihrer Gesamtheit 

74, 89ff., s. laufende Verträge 
- Vertrauensschutz 86ff., s. Vertrauensschutz 
- Vorlaufkosten 91 f. 
- Wertgarantie 94 
Eilfallkompetenz 459ff., 468, 473, 476, 503, s. 

Einzelaktsermächtigung 
Eingerichteter und ausgeübter Gewerbebe-

trieb 74ff„ 578 
Einfuhr 
- E G 216,230,5611, 566,568ff., 575,581, 

595 
- Einfuhrliste 97,247,298, 313, 399,430ff., 

475,5201, 533, 543ff. 
- Einfuhrverordnung (VO 3285/94) 293, 

5681 
- GATT 600, 608 
- Gemeinsame Einfuhrregelungen 294, 570 
Einheitswertentscheidung 94 
Einreisefreiheit 121,124ff., 1341,140,142, 

163,564,597, 624 
Einschätzungsprärogative 381 ff. 
- Ausgestaltungsspielraum 384 
- Berufszugangsprüfungsentscheidungen 

384, 389 
- Beurteilungsspielraum 382fl , s. Beurtei-

lungsspielraum 
- Kapazitätsverordnungsentscheidung 384 
- Mutzenbacher-Entscheidung 384 
- normative Ermächtigung 385ff. 
- Privatgrundschulentscheidung 382, 3841, 

388, 395 
- Sachverständige 389, 396 (Fn. 653), 397 
- Sasbach-Beschluß 388 
- unbestimmter Rechtsbegriff 382ff., s. 

Rechtsbegriff, unbestimmter 
Einzelaktsermächtigung 459fl , 476, 503ff. 
- Bestimmtheit 466ff. 
- Eilfallkompetenz 459ff., 468,473,476, 503 
- Frist 4641 
- Gefahrbegriff 4661, 505ff. 
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- Hängegleiter 440,459,473, 503 
- Luftbetankung 459 
- Sperrwirkung 464 
- Superkanone 459 
- verordnungsvertretende Verwaltungsakte 

462ff. 
- wiederholende Einzelfallanordnung 464f. 
Elfes-Urteil 10,14,19, 28 (Fn. 138), 40, 63, 

107,130 
Embargo 
- Embargobeschluß, VN-Sicherheitsrat 252, 

527 
- Embargokompetenz, gemeinschaftsrecht-

liche 527ff. 
- Embargokompetenz, nationale 526ff. 
- Embargopraxis, E G 354, 516f., 527 

(Fn. 189), 590 
- Embargopraxis, nationale 290,321,352ff. 
- Embargorisiko 91 f., 222, 249, 252 
- Embargoverstöße 516 
- Erdgasröhrenembargo 353, 403 
- Haiti 328, 350 
- Irak 4,5,74, 84, 91f., 96,245,251,255, 

268, 305,342, 350,399,477, 511, 515f., 528, 
591 

- Iran (Teheraner Geiselnahme) 353 
- Libyen (Lockerbie) 323, 324,328, 350 
- Ostembargo (strategisches; CoCom) 353 
- Polen-Krise 352 
- Rhodesien 2,352, 365 
- Serbien/Montenegro 350,461 
- Sofortmaßnahme 528 (Fn. 193) 
- UdSSR 352 
- VN-Embargo 173,526, 529f., 532 
EMRK 126,134f., 137ff., 140,235,576,578f., 

593f., 596f. 
Enteignung 94ff., 251, 496ff., 593f. 
- abstrakt-formale Abgrenzung 501 ff. 
- ausgleichspflichtige Inhaltsbestimmung 

508ff., 531 
- bergrechtliches Vorkaufsrecht, Entschei-

dung 498, 510, 512 
- enteignungsgleicher Eingriff 96f. 
- Enteignungsschwelle 94f. 
- Feldmühlenentscheidung 510 
- Finalität des Eingriffs 505 ff. 
- Gefahrenabwehr 505ff. 
- Güterbeschaffungsvorgang 498,508 
- Herrschinger-Moos-Entscheidung 504 
- Inhaltsbestimmung 81 
- klassische Enteignung 498 
- Naßauskiesungsbeschluß 76, 81,117,497, 

499,510, 531 
- Pflichtexemplar-Entscheidung 510, 512 

- Schwellentheorie 500f. (Fn.54) 
- Trennungstheorie 500f. 
- Überleitungsproblematik 499f., 509ff., 

531, s. Überleitung 
- Verhältnismäßigkeit 500f., s. Verhältnis-

mäßigkeitsgrundsatz 
- Vertrauensschutz 493f., 500, s. Vertrauens-

schutz 
- völkerrechtliche Zulässigkeit 597 
- Zugriff 507 
Enteignungsgleicher Eingriff 96f. 
Entfaltungsspielraum, unantastbarer ange-

messener 12,16, 57ff., 163 
Entschädigung 74, 84, 86, 89f., 94, 96f., 251, 

253,255ff., 495ff., 581, 592f„ 597 
- Entschädigungsjunktim 593f. 
- Entschädigungsklausel 495ff. 
- salvatorische Entschädigungsklausel 513 

(Fn. 109) 
- Widerruf einer Genehmigung 258, 271 
Entscheidungsprogramm 312, 315, 345, 382, 

386,474 
EPZ-Beschluß 527 
Erdgasröhrenembargo 353, 403 
Erfüllung zwischenstaatlicher Vereinbarun-

gen 294,298f., 319,331, 347,374ff., 428, 
475,530 

Erheblichkeitsschwelle 24,71 f., 90,243, 333, 
356,360ff., 374,376f„ 389ff., 467,491, 
493ff., 583, 589ff. 

Erlaubnisvorbehalt 358, 487, s. Genehmi-
gung 

Ermächtigungsadressat 328 (Fn.242), 343, 
351 

Ermächtigungsgesetz vom 24.3. 1933 311 
Ermächtigungsgesetz s. Mantelgesetz 
Ermessen, pflichtgemäßes 253f., 260ff. 
Ermessensspielraum, Gemeinschaftsorgane 

566f., 571,575, 582,584, 586f., 589, 592 
Ersatzgesetzgebung 452f. 
Erwerbswirtschaftlicher Substanzschutz 88 
EU-Ausländer 170ff. 
E u G H 
- A E T R 7 
- Aimé-Richard 292 
- Bananenurteile 581 ff., 604ff. 
- Cassis 294, 562 
- Dassonville 561 f. 
- Fediol III 604 
- Gravier 172 
- Hauer 593 
- Hoechst 578 
- Isoglukose-Fälle 589 
- ILO-Gutachten 7 
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- Internationale-Handelsgesellschaften 585 
- International Fruit Company 603 
- Keck 562 
- Klagebefugnis 588 
- Leifer 5,7, 292,475, 514 
- Méthode champenoise 581 
- Nakajima 604 
- Nichtigkeitsklage 622f. 
- NTA 593 
- Peine-Salzgitter 580 
- Schutz der Außenwirtschaftsfreiheit durch 

den E u G H 575ff. 
- Süderdithmarschen 580 
- Vertragsverletzungsverfahren 622 
- Vorabentscheidungsverfahren 622 
- Werner 5, 7, 292, 475, 514 
- WTO-Gutachten 7,295,475,618 
Europäische Verteidigungsgemeinschaft 201 
Europarechtskonforme Reduktion 175,183 
Evidenzkontrolle 159 
Extraterritoriale Hoheitsausübung 486 

Fabrikationsrisiko 251ff., 263 
Faires Verfahren 397 
Finale Programmierung 379,411 
Finalität des Eingriffs 21, 52, 505ff. 
Fixgeschäft 269 (Fn. 178) 
Force-majeure-Klausel 251, s. Hermes-Dek-

kung 
Forderungen aus Verträgen 74, 90f., 255, 

496, 498, 508, 514, 531, 578f., 593 
Förderungswürdigkeit 253f., s. Hermes-Dek-

kung 
Formentausch 536 
Formstrenge 423ff., 462 
Formtypik 462f.,474 
Fortbewegungsfreiheit 108ff., 142 
Freier Warenverkehr 561 ff., 609 
Freiheit des Personenverkehrs 561 ff. 
Freizügigkeit 107ff., 170,186,238,295, 562f. 
- Aufenthaltsfreiheit 108ff. 
- Auswanderungsfreiheit 131 (Fn.715), 

132 ff. 
- Fortbewegungsfreiheit 108ff., 142 
- Lüth-Urteil 127, s. Lüth-Urteil 
- Vermögensmitnahmefreiheit 107ff., 114ff. 
- Offene Staatlichkeit 136ff. 
- Ortswechsel 120ff. 
- Recht auf Heimat 126f. 
- Staatssicherheitsvorbehalt 130 
- Statuslehre 127f. 
- status negativus 127 f. 
Fremdenrecht 598,624 
Fremdenrechtlicher Aktionsspielraum 182 

Friedensbedrohung (VN) 322ff„ 349ff. 
- Haiti 322f., 350 
- Irak 350 
- Jugoslawien 322 
- Kurden 323 
- Liberia 322f. 
- Libyen 323f.,350 
- Ruanda 322 
- Serbien-Montenegro 350 
- Somalia 322f. 
Friedensbegriff (VN) 323 
Friedensgebot/Friedenspflicht, verfassungs-

rechtlich 213,220ff., 345ff., 467, 529 
Friedliches Zusammenleben der Völker 

345 ff. 
Funktionell-rechtlicher Ansatz 306, 393ff., 

407ff., 473f., 476 

Garantenstellung 422, 548,551 
GATT 599ff., s. Welthandelsorganisation 
- Agreement of Safeguards 608 
- Bananenmarktordnung, Panel-Entschei-

dung 611, 612 (Fn. 89) 
- Dumping 598, 600, 608ff. 
- Individualwirksamkeit 604, 621 ff. 
- Inländerbehandlung 600, s. Inländerbe-

handlung 
- Meistbegünstigung 596,600 
- Schutzmaßnahmen 607ff. 
- Streitbeilegungsverfahren 600, 611 ff. 
- Subventionsordnung (ASCM) 609f. 
- Subventionsverbot 600 
Gebietsansässigkeit 478f. 
Gebietsausschließlichkeit 483, s. Gebietsho-

heit 
Gebietsbezogenheit der Genehmigung 

486ff. 
Gebietshoheit 191,193,481ff„ 492 
Gebot der praktischen Wirksamkeit 525 
Gefahrbegriff 466ff. 
Gefahrenabwehr 505 ff. 
Geheimhaltung 390,396f. 
Geltungsbereich, räumlicher/territorialer 

200, 208, 481 ff. 
Gemeinsame 
- Agrarpolitik (GAP) 560,565ff., 569. 573, 

575, 581 
- Außen- und Sicherheitspolitik 

(GASP) 6f., 527, 529f., 532, 573f. 
- Einfuhrregelungen 294, 570 
- Handelspolitik 292,295ff., 528, 567ff. 
- Marktordnung 565f., s. Bananenmarktord-

nung 
- Verfassungskommission 198, 227f., 232 
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Gemeinsamer Markt 560 
Gemeinsamer Zolltarif 561 
Gemeinschaftsgrundrechte 575 ff. 
- Berufsfreiheit 576ff. 
- Eigentumsfreiheit 576ff. 
- Einschränkbarkeit 579 
- Forderungen aus laufenden Verträgen 

578f., 593 
- Gemeinschaftsvorbehalt 579ff., 589 
- Handelsfreiheit 577 
- Verhältnismäßigkeit 579f„ 582, 584f„ s. 

Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
- Wirtschaftliche Betätigungsfreiheit 

Sil 
- Wesensgehalt 579ff. 
- Wettbewerbsfreiheit 577 
Gemeinschaftsorgane, Ermessensspielraum 

566f„ 571,575, 582,584, 586f., 589,592 
Gemeinschaftspräferenzen 566 
Gemeinschaftsrechtliche Beschränkungen 

514ff. 
Gemeinschaftsrechtliche Embargokompe-

tenz 527ff. 
Gemeinschaftsrechtliches Wiederholungs-

verbot 519ff. 
Gemeinschaftstreue 174, 205 
Gemeinschaftsvorbehalt 579ff., 589, 595 
Gemeinwohlvorbehalt 214ff., 589 
Genehmigung, außenwirtschaftsrechtliche 

74, 97ff., 241 ff., 257ff., 305,317, 334,344, 
361, 398, 430ff„ 441, 459ff., 470, 478ff., 
493 ff. 

- allgemeine Genehmigung 259 
- Ausfuhrantrag 2 (Fn. 9), 265,487,493 
- ausfuhrnaher Zeitpunkt 264ff. 
- Gebietsbezogenheit 486ff. 
- Genehmigungsvorbehalt 241,361,430, 

493f., s. Erlaubnisvorbehalt 
- Genehmigungsstelle/-behörde 383,413, 

430, 432, 493 ff. 
- Nebenbestimmungen 258ff. 
- Bedingung 259,266 
- - Befristung 258ff., 260ff. 
- - Widerrufsvorbehalt 258ff., 263f. 

Zulässigkeit 259f. 
- Negativbescheinigung 101 ff., 258, 260, 

266,271 
-Nul lbesche id 101 (Fn. 549) 
- Sammelgenehmigung 267 (Fn. 169) 
- Verwaltungsverfahren 98ff., 264ff. 
- volkswirtschaftliches Interesse 244, 264, 

267,334f., 495 
- Voranfrage 101 (Fn. 549) 
- Widerruf 258ff„ 266ff. 

Generalklausel 80,135, 266, 302, 314, 430, 
466,469, 473,476,472f., 538 

Genuine-link-Erfordernis 485 f. 
Gesamtwirtschaftliches Gleichgewicht 

273ff. 
Geschäftsordnung Bundestag 402,436 
- Legitimationssicherung 402 
Geschäftsverbindungen 76, 80ff., 83 
Gesetzesändernde Rechtsverordnungen 

432ff., 475 f. 
Gesetzesvollziehungsanspruch 283 
Gesetzesvorbehalt 24,28,32,37,109,117, 

120,124,131,220,245,304,308ff., 386, 
471 ff. 

Gesetzgeberische Gestaltungsfreiheit 158ff., 
552f., s. judicial self-restraint 

Gesetzgebungskompetenzen 238,356,413 
Gesetzliche Formstrenge 423ff., 462 
Gestaltungsfreiheit des Verordnungsgebers 

s. Verordnungsermessen 
Gestaltungsfreiheit, gesetzgeberische 158ff., 

552f., s. judicial self-restraint 
Gewaltenmonismus 159f., 306,407 
Gewaltenteilungsprinzip 218, 308,314,358, 

393ff., 407,418ff., 439f., 445ff„ 451, 458, 
537 

Gewerbebetrieb, eingerichteter und ausge-
übter 74ff., 578 

Gleichheitsgrundsatz 153ff., 186, s. Diskri-
minierungsverbot 

- Willkür-Formel 154ff. 
- Südweststaat-Urteil 154 
- ,Neue'-Formel 156ff. 
- Evidenzkontrolle 159 
- Judicial self-restraint 159ff., 313 
Globalsteuerung 283 
Grandfather-Klausel 614 
Grauzonenmaßnahmen 608 
Grundfreiheiten (EG) 561 ff. 
Grundlagenvertragsurteil 482 
Grundpflichten 214ff. 
Grundrechtsbindung der EGen 193ff., 564f., 

575 ff. 
Grundrechtsgehalte, objektiv-rechtliche 

550 
Grundrechtsgeltung 189ff. 
Grundrechtskonkurrenz 55f., 103ff., 119,166 
Grundrechtsloyalität, doppelte 197 
Grundrechtsoktroi/-imperialismus 191 f., 212 
Grundrechtsrelevanz 240, 302ff., 380, 392f., 

395,399, 410f. 
Grundrechtsschutz durch Verfahren und Or-

ganisation 392, 407ff. 
Güterbeschaffungsvorgang 498,508 
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Haftung (EG) 
- außervertragliche Haf tung 588ff. 
- für normatives Handeln 588ff. 
- für rechtmäßiges Handeln 591 ff. 
Handelsfreiheit 48, 577, 596 
Handelspolitik 292, 295f£, 567ff. 
Handlungsfreiheit 
- allgemeine s. allgemeine Handlungsfreiheit 
- der Exekutive 299f., 306, 363, s. außenpo-

litische Handlungsfähigkeit 
- völkerrechtliche 202 
Hängegleiter 440,459,473, 503 
Härtefallregelung 511t , 531 
Haushaltsinteresse 580 
Haushaltsrechtliche Zulässigkeit 253, 256 
Hermes-Deckung 250ff., 263 
- Ausfuhrbürgschaften 252 
- Ausfuhrgarantien 252 
- Ausfuhrrisiko 251 ff., 256 
- Deckungszusage 253 
- Embargorisiko 91 f., 252 
- Fabrikationsrisiko 251 ff., 263 
- Förderungswürdigkeit 253f. 
- haushaltsrechtliche Zulässigkeit 253,256 
- politisches Risiko 251 ff. 
- Selbstbehalt 252 
Hohei tsakte mit Auslandsbezug 
- völkerrechtliche Zulässigkeit 191ff., 481 ff. 
- pacta sunt servanda 202 
Hypothekentheor ie 197ff. 

Identitätsformel 435 f. 
Identitätsthese 309ff. 
Imhausen/Rabta (Libyen) 97,477 
In dubio pro libertate-Auslegungsregel 244f. 
Individualschutz, völkerrechtlicher Mindest-

standard 169, 223, 596ff., 624 
Individualwirksamkeit völkerrechtlicher 

Verträge 604,621 ff. 
Informationsverpflichtung der Außenwirt-

schaftsteilnehmer 469f. (Fn. 1026), 587 
Inhaltsbestimmung 81, 365,496ff„ 501ff. 
Inländerbehandlung, Prinzip der 174, 563, 

572 (Fn.79), 600 
Inländische juristische Personen 176ff. 
Innerstaatlicher Rang des Völkerrechts 

136ff., 213 
Innominatfreiheit 54ff., 107,149,151 f., 163 
Internationale Sicherheit s. Friedensbedro-

hung 
Internationaler Pakt über bürgerliche und 

politische Rechte ( IPbpR) 596f. 
Internationaler Pakt über wirtschaftliche, so-

ziale und kulturelle Rechte (IPwskR) 
134f„ 596f. 

Internationales Wirtschaftsrecht 598ff. 
Interventionsverbot 327, 482ff. 
I rak-Embargo 4 ,5 , 84, 91, 245,251,255, 268, 

305,342,399, 477, 511, 515f., 528,591 
Judicial self-restraint 159ff., 313, 552f., s. 

ausbrechende Rechtsakte 

Juristische Personen 176ff. 
- inländische juristische Personen 176ff. 
- juristische Personen aus EU-Mitgliedstaa-

ten 183 ff. 
Justizfreier Hoheitsakt 214 

Kapitalverkehrsfreiheit 564 
Kassationsvorbehalt 307,398ff., 475f., 546, s. 

Revokationsrecht 
Kernbereichsschutz 57ff., 420f„ 424,439f., 

537 
Koalitionsfreiheit 142 
Kollektive Sicherheit 342 
Kompensation 379, 392, 400ff., 404ff., 475 
Komplexität der Regelungsmaterie 355, 

378f., 389, 428f. 
Konditionale Programmierung 411 
Konjunkturzuschlagsurteil 283 
Konkurrenzen 
- Beschränkungsermächtigungen 289, 350f., 

373 ff. 
- Grundrechte 55f., 103ff., 119,166 
- Meist-Betroffenheits-Theorie 104 
Konsensprinzip 61 Iff., 620 
Konservierende Delegation 416 
Konzentrationswirkung 544 
Kooperationsverhältnis 194ff., 229 
Korrekturpflicht 549 
Korrespondenzdienstleistungsfreiheit 295, 

563 
Kundenstamm 76, 80ff., 83 

Lagevorteil 76,80ff. 
Lastenausgleichs-Entscheidung 441 f. 
Laufende Verträge 89ff., 491ff., 531,578, 593 
Legitimationssicherung durch Geschäftsord-

nung 402 
Lotus-Fall (S t IGH) 483f. 
Luf tbetankung 459 
Lüth-Urteil 127,550 

Maastricht-Urteil 6, 8,193ff., 204ff., 225ff., 
394 ,428 ,581 t 

Magisches Viereck 273 ff. 
Mantelgesetz 299, 312, 340, 459, 464f., 474, s. 

Rahmengesetz 
Marktstellung 76, 80ff. 
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Meistbegünstigung 596, 600 
Meist-Betroffenheits-Theorie 104 
Menschenrechtskonforme Auslegung 139ff. 
Menschenwürde 19, 24,26f., 41, 59, 63ff., 71, 

164,168,409, 597, s. Objektformel 
Mindeststandard, völkerrechtlicher Indivi-

dualschutz 169,223,596ff„ 624 
Mitwirkung 227 
- des Bundestages 300, 306f., 358, 394, 

400ff., 406f., 417, 421 ff., 425ff., 463, 468, 
474, 476, s. Mitwirkungsvorbehalt 

- des Bundesrates 306, 375, 394, 412ff. 
Mitwirkungsvorbehalt 417, 406, 427ff., s. Zu-

stimmungsvorbehalt 

Nachbesserungspflicht 380,549 
Nachrüstungsentscheidung 380, 393 
Naßauskiesungsbeschluß 76, 81,117,497, 

499, 510, 531 
Nationale Ausführungsvorschriften 515ff. 
- EG-Recht wiederholend 515ff. 
- deklaratorische Bedeutung 516ff. 
- konstitutive Bedeutung 516ff. 
Nationale Embargokompetenz 526ff. 
Nationale Sicherheitsinteressen 294, 240 
Natürliche Personen 166ff. 
Nebenbestimmungen 258ff., s. Genehmi-

gung 
- Bedingung 259,266 
- Befristung 258ff., 260ff. 
- Widerrufsvorbehalt 258ff.,263f. 
- Zulässigkeit 259f. 
Negativbescheinigung lOlff., 258, 260, 266, 

271 
Negierungskompetenz der Bundesregierung 

375 
Neue Formel 156ff. 
Neues Handelspolitisches Instrument 

(NHI) 294,570 
Nichtigkeitsklage (EG) 622f. 
Niederlassungsfreiheit 170,183, 295, 562f. 
Normativität, strenge 379, 427 
Normenhierarchie 81,136,445 
Normenklarheit 406,470ff. 
Normenkontrolle, verwaltungsgerichtliche 

537 ff. 
Normerlaßklage 538f., 543 
Notverordnungsrecht (WRV) 426 
Nullbescheid 101 (Fn. 549) 
Numerus-clausus-Urteil 409 

Objektformel 59,216f„ 409 
Offene Staatlichkeit 136ff., 212ff. 
Öffentliche Sicherheit 292f., 487 

Organstreitverfahren 547 
Ortswechsel 109,120ff., 142 
Ostembargo (strategisches; CoCom) 353 

Parlamentsbeschluß, schlichter 394, 545ff. 
Parlamentsloses Parlamentsgesetz 435ff., 

476 
Parlamentsvorbehalt 237, 240, 298ff., 301ff., 

366, 392,398ff., 411,454,471,475 
- Identitätsthese 309ff. 
- Stufung 411 
- Wesentlichkeitstheorie s. Wesentlichkeits-

theorie 
Peine-Salzgitter 580 
Personalitätsprinzip, absolutes aktives 486, 

489 
Personenverkehrsfreiheit 561 ff. 
Persönlichkeitsentfaltung 14ff., 41 
Persönlichkeitskerntheorie 15, 18 (Fn. 68), 

21 f., 29 
Pflichtexemplar-Entscheidung 510, 512 
Pflichtgemäßes Ermessen 253f., 260ff. 
Plangewährleistung 84, 248, 255f. 
Politisches Risiko 251ff., s. Hermes-Deckung 

und außenwirtschaftliches Risiko 
Präambel 136,194f., 213, 324,347f„ 346, 

351,481,516 
Präventives Verbot mit Erlaubnisvorbehalt 

s. Erlaubnisvorbehalt und Genehmigung 
Preisgesetz-Beschluß 400,418f. 
Prinzip der Inländerbehandlung 174, 563, 

572 (Fn.79), 600 
Prognose 262, 336f., 389ff., 395, 607 
- Beurteilungsspielraum 337, 382ff., s. Beur-

teilungsspielraum 
- Prognoseermächtigung 336 
- Prognosekompetenz 337 
- Prognoserisiko 262, 336 
- Prognose(un)sicherheit 336 
- unbestimmter Rechtsbegriff s. Rechtsbe-

griff unbestimmter 
Prozeßgrundrechte 182f. 

Rabta/Libyen (Imhausen) 97,477 
Rahmengesetz 299, 340,406,429, 475f., s. 

Mantelgesetz 
Räumlicher Geltungsbereich 481 ff. 
Recht auf Heimat 126f. 
Rechtsbegriff, unbestimmter 81, 302f„ 314, 

318,343, 357,362, 372, 381 ff., 409,426, 
434,466, 469,472 

Rechtssicherheit 245ff., 401, 445,470ff., 495, 
508, 513, 520, 522, 525, 531, 585ff., s. Ver-
trauensschutz 
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Rechtsstaatsprinzip 32f., 63, 98,138f., 161, 
239ff., 304,307f., 363, 376ff„ 386, 392, 
397f., 405 f., 423,426,436,439,445ff. 456, 
460, 469,471,589 

Rechtsverordnung 288ff. 
- gesetzesändernde 432ff.,475 
Rechtswegerschöpfung 540f. 
Reduktion, europarechtskonforme 175,183 
Retorsion 332ff., 376 
Revokationsrecht 439, 545f., 548, s. Kassa-

tionsvorbehalt 
Rhodesien-Embargo 2, 352,365 
Richtlinie 
- E G 226,294,320, 514f., 531 
- der Politik 358 
- unmittelbare Wirkung 514f. 
Risiko 84f., 222f., 236,250ff., 256, 590f., 594 
- Absatzrisiko 91 
- Ausfuhrrisiko 251 ff., 256 
- Embargorisiko 91 f., 252 
- Fabrikationsrisiko 251 ff., 263 
- politisches Risiko 251 ff. 
- Prognoserisiko 262, 336 
- Risikobereich 96,497 
- Risikovorsorge 250ff. , s. Hermes-Dek-

kung 
- - Hermes-Deckung 250ff., 263 
- force majeure-Klausel 251 
Rücknahme 257f„ 269,271f. 
Rückwirkung 240,249,255,491 ff., 499f„ 

586, s. Rechtssicherheit und Vertrauens-
schutz 

Runderlaß 268f. 

Sachlicher Anwendungsbereich 292, 484, s. 
Anwendungsbereich 

Sachverständige 389f„ 396 (Fn.653), 397f„ 
450 

- Sachverständige Zeugen 390 
Salvatorische Entschädigungsklausel 513 

(Fn. 109) 
Samarra-Fall 3, 5, 318, 366 
Sammelgenehmigung 267 (Fn. 169) 
Schlichter Parlamentsbeschluß 394, 545ff. 
Schutzmaßnahmen 
- GATT 607ff. 
- E G 294,569ff. 

Antidumpingverordnung (ADV) 294, 
569,571 
Antisubventionsverordnung 
(ASV) 294,570 
Neues Handelspolitisches Instrument 
(NHI) 294,570 

Schutznormtheorie 279f., 535, 542 

Schutzpflicht 71,550ff., 569 (Fn.61) 
Schwellentheorie 500f. (Fn.54),510 
Schweretheorie 500f. (Fn.54), 510 
Sechs-Tage-Krieg 342 
Selbstbehalt 252, s. Hermes-Deckung 
Selbstentmachtungsvorbehalt 
- Bundestag 313, 331, 415f„ 462, 468 
- Bundesrat 415f. 
Selbstentscheidungsformel 310f., 314ff., 406, 

474 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch-

land 340ff. 
Sicherheitsinteressen, nationale 216, 294 
Sicherheitspolitik s. Außenpolitik 
Sitztheorie 177ff. 
Solange-III-,Entscheidung' 581 
Sonderopfer 97, 256f., 590f. 
Sonderopfertheorie 500f. (Fn.54), 510, 590f. 
Souveränität 193, 202, 207, 234, 327, 482ff„ 

596,619 
- territoriale 482ff. 
- Volkssouveränität 435 f. 
Sozialstaatsprinzip 63,139,219,237, 272ff. 
Sperrwirkung des §2 Abs. 2 S.3 AWG 464f. 
Staatenverbund 207 
Staatliche Wachstumsvorsorge 273 
Staatssicherheitsvorbehalt 130 
Staatsverschuldungsurteil 277 
Staatszielbestimmung 347 
Status negativus 127f. 
Statuslehre 127f. 
Störung der auswärtigen Beziehungen 360ff. 
- eigene Interessen 360ff. 
Strategisches Ostembargo (CoCom) 353 
Strenge Normativität 379, 427 
Struktursicherungsklauseln 227 
Stufentheorie 305, s. Drei-Stufen-Theorie 
Subsidiaritätsprinzip 205 
Substitutionsfunktion 95 
Subventionen 153,294, 566, 570, 598, 600, 

609f., 613 
Südweststaat-Urteil 154 
Superkanone 459 
Systemakzeptanz 472 
Systematik des AWG 240f., 289ff. 

Tabakrichtlinie 226 
Territoriale Souveränität 482ff. 
Territorialer Geltungsbereich 481 ff., s. Gel-

tungsbereich 
Tradition 308f.,425ff. 
Träger der Außenwirtschaftsfreiheit 165ff. 
- Ausländer 165 ff. 
- ausländische juristische Personen 180ff. 
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- Bürger-(Grund-) Rechte 165f. 
- Deutschen-Grundrechte 165ff. 
- EU-Ausländer 170ff. 
- fremdenrechtlicher Aktionsspielraum 182 
- inländische juristische Personen 176ff. 
- Jedermann-Grundrechte 166ff. 
- juristische Personen 176ff. 
- juristische Personen aus EU-Mitgliedstaa-

ten 183 ff. 
- natürliche Personen 166ff. 
- Prozeßgrundrechte 182f. 
- Sitztheorie 177ff. 
- wesensmäßige Anwendbarkeit 184ff. 
Transformationsermächtigung 294, 514 
Trennungstheorie 500f., 510 
Tübinger Vertrag 115 

Überlagerung, gemeinschaftsrechtli-
che 291 ff. 

Überleitung 249ff., 254ff„ 499f„ 509ff., 531, 
587 (Fn. 171), 593 

Übermaßverbot s. Verhältnismäßigkeits-
grundsatz 

Ultra-vires-Handeln 198f., 325ff., 518, 606 
(Fn.71), s. ausbrechende Rechtsakte 

Unantastbarer angemessener Entfaltungs-
spielraum 12,16, 57ff., 163 

Unbestimmte Rechtsbegriffe s. Rechtsbe-
griff, unbestimmter 

Unionsbürgerschaft 172 
Unmittelbare Anwendbarkeit 
- Gemeinschaftsrecht 522, 531 
- GATT 601 ff. 

Bananenurteile 604ff. 
- - Fediol III 604 

Grandfather-Klausel 614 
- IndividualWirksamkeit 604, 621 ff. 

International Fruit Company 603 
- Méthode champenoise-Urteil 581 
- - Mulder-II 589 
- Nakajima 604 
Unmittelbare Wirkung von Richtlinien 

514f. 
Untermaßverbot 552 (Fn. 110) 
Unternehmensbewertung 78 
Unternehmer-/Unternehmensfreiheit 11 ff., 

43, 45ff., 66f. 
Untersuchungsmaxime 99, 389 

Verantwortungszurechenbarkeit 421 ff., 548 
Vereinigungsfreiheit 142ff., 186 
- demokratische Dimension 175 
- Doppelgrundrecht, Lehre vom 145ff., 186 
- Gefährdungslage, grundrechtstypische 

147 f. 

- Mitbestimmungsurteil 143 f. 
- personales Substrat 146ff. 
Verfassungskonforme Auslegung 141, 371 
Verfassungsvorbehalt 330 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 24, 53,157f., 

240ff., 254f., 264,283,305, 317,386,460, 
472,491, 500f., 511, 542,579f., 582, 584f., 
587,594, 609 

Verklappungsgenehmigung 86 
Vermögen 76, 79, 84, 93ff., 107,152 
Vermögensmitnahmefreiheit 107 ff., 114ff. 
Verordnung (EG) 514ff., 531, s. Einfuhr-

und Ausfuhrverordnung 
Verordnungsautonomie 419 
Verordnungsermessen 344,383 f. 
Verordnungsvertretende Verwaltungsakte 

462ff. 
Verordnungsvorbehalt 438ff., 545, 458 
Vertrag, völkerrechtlicher s. völkerrechtli-

cher Vertrag 
Vertrag, Vorlaufkosten 91 f., s. 255 
Vertragsabschluß 91 
Vertragsanbahnung 91 
Vertragsbeziehungen in ihrer Gesamtheit 

74, 89ff. 
Vertragsfreiheit 10,13,45ff., 56f., 66f., 

149 ff., 163 
Vertragsverletzungsverfahren (EG) 622 
Vertrauensschutz 86ff., 245ff„ 263,401, 

493f., 500,511, 575,585ff., 588f., 595 
- Ausfuhrbürgschaften 252 
- Ausfuhrgarantien 252 
- außenwirtschaftliche Genehmigung 97ff., 

257ff., s. Genehmigung 
- außenwirtschaftliches Risiko 222f., 250ff., 

256, 591, 594, s. Risiko 
- Ausfuhrrisiko 251 ff. 

Embargorisiko 91 f., 252 
- Fabrikationsrisiko 251 ff. 
- politisches Risiko 251 ff. 
- Deckungszusage 253 
- Gemeinschaftsrecht 575, 585ff., 588ff., 

595 
- Plangewährleistung 248, 255f. 
- Rückwirkung 240, 249, 255, 492f„ 499f., 

586 
- Risikovorsorge 250ff., s. Hermes-Deckung 

Hermes-Deckung 250ff. 
force majeure-Klausel 251 

- Überleitung 249ff., 254ff„ 499f., 509ff„ 
531, 587 (Fn. 171), 593 

- Voraussehbarkeit 248ff., 404ff. 586f. 
Verwaltungsgerichtliche Normenkontrolle 

537ff. 
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Verwaltungsverfahren 98ff., 264ff., 409, 411, 
489,493,495 

- Voranfrage 101 (Fn.549) 
Verwaltungsvorschrift 269,442,523 
Verwerfungskompetenz 445 
Völkergewohnheitsrecht, wirtschaftsrechtli-

ches 596 
Völkerrecht, innerstaatlicher Rang 136ff., 

213 
Völkerrechtliche Handlungsfreiheit 202 
Völkerrechtlicher Mindeststandard des Indi-

vidualschutzes 169, 223, 596ff., 624 
Völkerrechtlicher Vertrag 201 ff., 210, 214, 

223f., 235f., 319,320, 325,329f„ 351,354, 
358f., 374f., 380, 394,475f., 596ff. 

- Abschluß 202, 223,330 
- Gründungsvertrag 201 ff. 
- Individualwirksamkeit 601 ff., 604, 

621 ff. 
- innerstaatlicher Rang 136ff., 213 
- unmittelbare Anwendbarkeit 601 ff. 
- Vorbehalt 203,330,475 
Völkerrechtsfreundliche Auslegung 136ff., 

203ff., 212ff. 
Volkswirtschaftliches Interesse 244, 264, 

267, 334f., 495 
Vollzugsermächtigung 319 
Vorabentscheidungsverfahren (EG) 622 
Voranfrage 101 (Fn.549) 
Voraussehbarkeit 248ff., 321, 404ff., 429, 

493, 586f. 
Voraussehbarkeitsformel 404ff. 
Vorbehalt 
- Änderungsvorbehaltsverordnung s. Ände-

rungsvorbehaltsverordnung 
- Aufhebungsvorbehalt s. Aufhebungsvor-

behalt 
- Erlaubnisvorbehalt s. Erlaubnisvorbehalt 
- Genehmigungsvorbehalt 241, 361, 430, s. 

Erlaubnisvorbehalt 
- Gemeinschaftsvorbehalt s. Gemeinschafts-

vorbehalt 
- Gemeinwohlvorbehalt s. Gemeinwohlvor-

behalt 
- Gesetzesvorbehalt s. Gesetzesvorbehalt 
- Kassationsvorbehalt s. Kassationsvorbe-

halt 
- mitgliedsstaatlicher Vorbehalt 291 
- Mitwirkungsvorbehalt s. Mitwirkungsvor-

behalt 
- Parlamentsvorbehalt s. Parlamentsvorbe-

halt 
- Rechtssatzvorbehalt s. Rechtssatzvorbe-

halt 

- Selbstentscheidungsvorbehalt s. Selbstent-
scheidungsvorbehalt 

- Staatssicherheitsvorbehalt s. Staatssicher-
heitsvorbehalt 

- Verfassungsvorbehalt s. Verfassungsvorbe-
halt 

- Verordnungsvorbehalt s. Verordnungsvor-
behalt 

- völkerrechtlicher Vorbehalt (Vertrag) 
330,475 

- Vorbehalt des Gesetzes 240, 269, 309, 
380 

- Wesentlichkeitsvorbehalt 310, s. Wesent-
lichkeitstheorie 

- Widerrufsvorbehalt s. Widerrufsvorbehalt 
- Zustimmungsvorbehalt s. Zustimmungs-

vorbehalt 
Vorhersehbarkeit 321, 324, 407, 586 
Vorhersehbarkeitsformel 316,404ff., 473 
Vorlaufkosten 91 f. 
Vorrang 
- des Gemeinschaftsrechts 172ff., 197f., 200, 

204, 207, 225, 228, 230, 236, 525, 531, s. An-
wendungsvorrang 

- des Gesetzes 240, 416, 424, 437, 440, 442ff. 
- des nationalen Rechts 202 
- des WTO-Rechts 603ff. 

Wachstumsvorsorge, staatliche 273 
Wahrung des Weltfriedens 321 ff., 346 
Warenverkehrsfreiheit 561 f. 
Weltfrieden s. Friedensbedrohung 
Welthandelsorganisation (WTO) 599ff., s. 

GATT 
- GATS-Abkommen 599 
- GATT 599ff. 
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